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Text 

Verbreitungsauftrag in Kabelnetzen 

§ 20. (1) Kabelnetzbetreiber haben die Hörfunk- und Fernsehprogramme des Österreichischen Rundfunks 
(§ 3 ORF-G) weiter zu verbreiten, sofern dies ohne unverhältnismäßig großen Aufwand möglich ist. 

(2) Kabelnetzbetreiber haben das Fernsehprogramm des Inhabers einer bundesweiten Zulassung auf 
Nachfrage gegen angemessenes Entgelt weiter zu verbreiten. 

(3) Die Regulierungsbehörde hat auf Antrag eines Kabelrundfunkveranstalters dem Kabelnetzbetreiber die 
Verbreitung eines Programms aufzutragen, wenn 

 1. eine gütliche Einigung zwischen dem Kabelrundfunkveranstalter und dem Kabelnetzbetreiber unter 
Vermittlung der Behörde erfolglos bleibt; 

 2. in dem Kabelnetz höchstens ein Programm der beantragten Programmart verbreitet oder weiter 
verbreitet wird; 

 3. das beantragte Programm vorwiegend der Lokalberichterstattung dient, täglich mehr als 120 Minuten 
eigengestaltetes Programm verbreitet, wobei Wiederholungen nicht einzurechnen sind, und in keinem 
anderen Bundesland verbreitet wird. 

(4) Kommt zwischen einem Kabelnetzbetreiber und einem Rundfunkveranstalter innerhalb von sechs 
Wochen ab dem Einlangen einer Nachfrage keine vertragliche Vereinbarung über eine Verbreitung oder 
Weiterverbreitung zu Stande, kann von den Beteiligten die Regulierungsbehörde angerufen werden. 

(5) Die Regulierungsbehörde entscheidet, sofern keine gütliche Einigung zu Stande kommt, innerhalb von 
zwei Monaten nach Anrufung durch die Beteiligten über die Verpflichtung zur Verbreitung oder 
Weiterverbreitung oder die Höhe des Entgelts. 

(6) Die Regulierungsbehörde hat die Dauer der Verbreitung oder Weiterverbreitung des Programms in dem 
Kabelnetz und ein angemessenes Entgelt für den Kabelnetzbetreiber festzulegen. Bei Festlegung des Entgelts ist 
auf die geltenden Bedingungen des betroffenen Kabelnetzbetreibers für die Übernahme von Programmen 
Rücksicht zu nehmen, sollten derartige nicht vorhanden sein, ist auf vergleichbare Bedingungen abzustellen. Die 
Verbreitung gemäß Abs. 3 ist für die Dauer von höchstens zwei Jahren zu befristen. 

(7) Kabelrundfunkveranstalter im Sinne der vorstehenden Bestimmungen ist auch, wer glaubhaft macht, 
dass er in der Lage ist, das geplante Programm spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Erlassung eines 
Verbreitungsauftrages zu veranstalten, widrigenfalls der Verbreitungsauftrag von der Regulierungsbehörde 
aufzuheben ist. 


